


Rechtslage 
1. Definition des Aktionärbindungsvertrages

Mit einem Aktionärbindungsvertrag (ABV) regeln zwei oder mehrere Aktionäre die gemeinsame Ausübung ihrer Aktionärsrechte bzw. die Übernahme von weiteren Rechten und Pflichten im Zusammenhang mit einer bestimmten Aktiengesellschaft (AG). Vor allem in kleineren Aktiengesellschaften ist es üblich, dass sich die Mitglieder untereinander binden wollen, um etwa das Funktionieren solcher personalistischen Gesellschaften zu sichern oder massgebend zu beeinflussen. Die AG selber wird nicht Vertragspartei, d.h. ihr gegenüber kann ein ABV keine mitgliedschaftsrechtlichen Pflichten begründen. Hält sich ein Aktionär also nicht an die Vereinbarung, indem er z.B. seine Stimme entgegen den Stimmbindungsvertrag abgibt, macht er sich allenfalls schadenersatzpflichtig, aber nur gegenüber den anderen Aktionären. Die Stimmabgabe selbst ist aktienrechtlich voll wirksam. 

Auf eine ausdrückliche gesetzliche Regelung des ABV hat der Gesetzgeber verzichtet. Es gilt das Prinzip der Vertragsfreiheit, wobei aber zwingende gesetzliche und statutarische Regelungen nicht umgangen werden dürfen. So ist z.B. bei einer Stimmrechtsbindung das Mindeststimmrecht eines Aktionärs nach Art. 692 Abs. 2 OR zu beachten. Unzulässig wäre es auch, die Entscheidungsfreiheit des Verwaltungsrates im Bereich seiner unübertragbaren Aufgaben gemäss Art. 716a OR zu beschränken.
2. Inhalt des Aktionärbindungsvertrages

Aktionärbindungsverträge weisen die unterschiedlichsten Inhalte auf. Sie enthalten häufig Absprachen zu

· Stimmrechtsbindungen in der Generalversammlung bzw. im Verwaltungsrat;

· Grundsätzen der Geschäfts- und Dividendenpolitik;

· Veräusserungsbeschränkungen und Erwerbsrechten, wie z.B. Vorhand-, Vorkaufs- und Kaufsrechte;

· Nachschusspflichten und Sanierungsmassnahmen;

· Liefer- und Abnahmeverpflichtungen;

· weiteren Pflichten, wie z.B. Geheimhaltungs- und Treuepflichten, Konkurrenzverbote, Arbeitspflichten oder die Pflicht, für Verbindlichkeiten der AG eine persönliche Haftung zu übernehmen.

Bevor die Vertragsparteien ein ABV abschliessen, müssen sie sich über den verfolgten Zweck ihrer Vereinbarung im Klaren sein. Hiervon hängt ab, wie der Vertrag im Einzelnen auszugestalten und insbesondere auf welche Absprachen das Gewicht zu legen ist. 

3. Dauer des Aktionärbindungsvertrages

In der Regel besteht bei einem ABV das Bedürfnis einer langfristigen Bindung der Parteien, um den vertraglichen Zweck zu erreichen. Bei der Festlegung der Vertragsdauer sollte beachtet werden, dass keine übermässig lange Bindung erfolgt. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts können Verträge nicht auf unbegrenzte Zeit geschlossen werden. Jeder Vertrag ist nach einer bestimmten Dauer kündbar. Beim ABV kann davon ausgegangen werden, dass eine Bindung bis zu 20 Jahren rechtlich zulässig ist. Um Rechtsunsicherheit zu vermeiden, sollte der Zeitpunkt einer Kündigungsmöglichkeit im ABV geklärt werden. Zulässig ist es auch, die Bindung von der Dauer der Aktionärseigenschaft abhängig zu machen, soweit eine Ausstiegsklausel (Veräusserung) vorgesehen ist.  
4. Mittel zur Durchsetzung des Aktionärbindungsvertrages

Werden die Verpflichtungen aus einem ABV nicht oder schlecht erfüllt, kann die in ihren Rechten verletzte Vertragspartei die Erfüllung mittels Klage durchsetzen oder die richterliche Anordnung von vorsorglichen Massnahmen fordern. Oftmals greifen diese Mittel aber zu spät, wenn die Vertragsverletzung bereits eingetreten ist (z.B. wurde die Stimme in der Generalversammlung bereits abgegeben). Es bleibt nur noch die Möglichkeit, Schadenersatz geltend zu machen. In der Praxis werden folglich andere Mittel vereinbart, um Vertragsverletzungen von vornherein zu verhindern oder zumindest zu erschweren. Hierzu zählen insbesondere:

· Konventionalstrafe (abschreckende Wirkung, ohne Schadensnachweis);

· Bestellung eines bevollmächtigten Vertreters (z.B. zur Verhinderung einer vertragswidrigen Stimmabgabe);

· Hinterlegung der Aktien;

· Einbringung der Aktien in eine Gesellschaft bzw. in Gesamteigentum;

· Vorkaufs- und Vorhandrechte, Nutzniessung.

Aktionärbindungsvertrag

[Hinweis: Dieser Mustervertrag enthält diverse Absprachen in Ziffer 2 bis 10. Zutreffendes bitte auswählen bzw. ergänzen.]

zwischen

_____________ [Name/Vorname und Adresse]


nachfolgend "A"

und

_____________ [Name/Vorname und Adresse]



nachfolgend "B"

und

_____________ [Name/Vorname und Adresse]


nachfolgend "C"

Präambel

Unter der Firma ____ [Name] AG besteht eine Gesellschaft (nachfolgend "Gesellschaft") mit Sitz in ____ [politische Gemeinde]. Die Gesellschaft bezweckt ____ [Hinweis: Zu umschreiben ist der Tätigkeitsbereich der Gesellschaft]. 

Die Parteien möchten ihre Rechte als Aktionäre der Gesellschaft im gemeinsamen Interesse ausüben, um ___ [Zweck, z.B. sich die Kontrolle über die Gesellschaft zu sichern / den Einfluss auf die Geschicke der Gesellschaft nachhaltig zu stärken / eine unnötige Aufsplittung auf zu viele Aktionäre zu vermeiden etc.]. Sie werden deshalb ihre statutarische sowie gesellschaftsrechtliche Stellung als Aktionäre der Gesellschaft nach Massgabe des vorliegenden Vertrages dem gemeinsamen Zweck unterordnen.

1. Kapital- und Aktionärsstruktur
1.1

Die Parteien sind Aktionäre der Gesellschaft.

1.2
Das Aktienkapital der Gesellschaft beträgt CHF ___ [z.B. CHF 150'000]. Es ist eingeteilt in ___ [Anzahl, z.B. 150] voll liberierte Namen- oder Inhaberaktien [Auswahl] im Nennwert von je CHF ___ [z.B. CHF 1000]. 

1.3
Im Zeitpunkt der Vertragsunterzeichnung setzt sich das Aktionariat der Gesellschaft wie folgt zusammen:

A: 
__ [Anzahl, z.B. 40] Namen- oder Inhaberaktien [Auswahl] im Nennwert von CHF ___ [CHF 1'000];

B:
__ [Anzahl, z.B. 50] Namen- oder Inhaberaktien [Auswahl] im Nennwert von CHF ___ [CHF 1'000];

C: 
__ [Anzahl, z.B. 60] Namen- oder Inhaberaktien [Auswahl] im Nennwert von CHF ___ [CHF 1'000].
Erwirbt eine Partei zu einem späteren Zeitpunkt zusätzliche Aktien der Gesellschaft, so gelten auch für diese die Bestimmungen dieses Vertrages.

2. Aktienhinterlegung

Die Parteien verpflichten sich, ihre Aktien an der Gesellschaft während der Vertragsdauer bei ____ in ____ [Name und Adresse der Hinterlegungsstelle] zu hinterlegen. Über die hinterlegten Aktien können die Parteien nur gemeinsam verfügen.

3. Sitz im Verwaltungsrat

Aktionäre bzw. Aktionärsgruppen, die über mindestens ___ Prozent [z.B. 30%] des Aktienkapitals verfügen, haben Anspruch auf einen Sitz im Verwaltungsrat. Die Parteien verpflichten sich gegenseitig, die von einem solchen Aktionär bzw. einer solchen Aktionärsgruppe vorgeschlagene Person zu wählen, sofern gegen diese keine offensichtlich wichtigen Ablehnungsgründe vorliegen. 

4. Stimmrechtsbindung

Beschlüsse in der Generalversammlung

Die Parteien verpflichten sich, in den Generalversammlungen der Gesellschaft über die aufgelisteten Gegenstände nur einstimmig [Variante: mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der gesamten Aktienstimmen etc.] zu beschliessen [Hinweis: Einzelne Punkte gegebenenfalls streichen bzw. Auflistung ergänzen]:

a) Änderung der Statuten;

b) Kapitalerhöhungen;

c) Beschränkungen der Bezugsrechte;

d) Ausgabe von Partizipationsscheinen;

e) Auflösungs- und Fusionsbeschlüsse;

f) Festsetzung der Dividende;

g) Wahl und Abberufung der Mitglieder des Verwaltungsrates;

h) Wahl und Abberufung der Revisionsstelle.

Beschlüsse im Verwaltungsrat

Die Mitglieder des Verwaltungsrates verpflichten sich, im Verwaltungsrat der Gesellschaft über die aufgelisteten Gegenstände nur einstimmig zu beschliessen [Hinweis: Einzelne Punkte gegebenenfalls streichen bzw. Auflistung ergänzen. Zu beachten sind die Kernkompetenzen gemäss Art. 716a OR]:
a) Änderung der bei Abschluss dieses Vertrages festgelegten Unternehmensstrategie; 

b) Änderungen des Organisationsreglements;

c) Beschlüsse über den Erwerb und Verkauf von Beteiligungen; 

d) Aufgabe oder Aufnahme neuer Geschäftsbereiche;

e) Kauf und Verkauf von Aktiva im Wert von mindestens CHF ___;

f) Abschluss oder Kündigung für die Gesellschaft wesentlicher Verträge;

g) Budget;

h) Investitionen oder Verpflichtungen, die den Betrag von CHF ___ übersteigen, soweit sie nicht im Budget enthalten sind; 

i) Beschlüsse über die Übertragung von Aktien [bei vinkulierten Namenaktien].

5. 
Vorhand- bzw. Vorkaufsrecht

5.1 
Die Parteien räumen sich gegenseitig ein Vorhand- bzw. Vorkaufsrecht ein an sämtlichen Aktien der Gesellschaft, die ihnen heute gehören oder in Zukunft gehören werden.

5.2
Vorkaufspreis soll der tiefere der folgenden Werte sein: 

· innerer Wert der Aktien bzw. 

· der Angebotspreis eines Dritten. 
5.1 Der innere Wert der Aktien wird nach einer allgemein anerkannten Methode unter angemessener Berücksichtigung sämtlicher in Betracht fallenden Faktoren (Substanzwert, Ertragswert, Ertragsaussichten, Konkurrenzverhältnisse etc.) ermittelt. Die Parteien legen den inneren Wert der Aktien mindestens einmal pro Jahr nach Vorliegen des ordentlichen Geschäftsabschlusses fest. 
5.2 Liegt die letzte Bewertung im Zeitpunkt des Vorkaufsfalles mehr als ____ [Anzahl] Monate zurück und einigen sich die Parteien nicht innert ____ [Anzahl] Tagen auf den inneren Wert, wird dieser durch eine gemeinsam ernannte Treuhandgesellschaft endgültig und für alle Beteiligten verbindlich festgelegt. Einigen sich die Parteien nicht innert ____ [Anzahl] Tagen auf eine Treuhandgesellschaft, kann jede Partei _____ [Behörde/Person, z.B. Präsident der Handelskammer] ersuchen, eine Treuhandgesellschaft zu bezeichnen. Die Kosten der Bewertung werden von den Beteiligten zu gleichen Teilen getragen. 
5.3 Beabsichtigt ein Aktionär, seine Aktien an der Gesellschaft ganz oder teilweise an einen Dritten zu übertragen, ist er (nachfolgend "Verpflichteter") verpflichtet, die betroffenen Titel den Mitaktionären schriftlich unter Angabe der wesentlichen Vertragsmerkmale (gegebenenfalls Name des Käufers, Kaufpreis sowie allfällig davon abweichender Vorkaufspreis) anzubieten.
5.4 Den Mitaktionären steht das Vorkaufsrecht proportional zu dem von Ihnen gehaltenen Anteil am Aktienkapital zu. 
5.5 Die Mitaktionäre haben innert ___ [Anzahl] Tagen nach Erhalt der Anzeige schriftlich zu erklären, ob sie hinsichtlich der ihnen offerierten Aktien von ihrem Vorkaufsrecht Gebrauch machen wollen. Teilangebote müssen vom Verpflichteten nicht akzeptiert werden. Stillschweigen gilt als Ablehnung des Angebots. 

5.6 Lehnen ein oder mehrere Mitaktionäre den Kauf der ihnen zustehenden Aktien ab, hat der Verpflichtete diese Aktien den anderen Mitaktionären erneut schriftlich anzubieten. Es gilt das gleiche Verfahren wie beim ersten Angebot. 
5.7 Haben sämtliche Mitaktionäre abgelehnt, ist der Verpflichtete in der Folge während ___ [Anzahl] Monaten frei, die angebotenen Titel zu den mitgeteilten Konditionen an Dritte zu veräussern. Kommt während dieser Frist kein Verkauf zustande, ist der Verpflichtete erneut an die Vorkaufsregeln dieses Vertrages gebunden.
5.8 Der Kaufpreis ist innert ___ [Anzahl] Tagen nach Erklärung der Ausübung des Vorkaufsrechts Zug um Zug gegen Übergabe der Aktien fällig.
5.9 Das Vorhand- bzw. Vorkaufsrecht ist unter Vorbehalt anders lautender Regelungen dieses Vertrages nicht übertragbar.

6. Mitverkaufsrecht

Beabsichtigt ein Aktionär oder eine Aktionärsgruppe einem Käufer eine Aktienmehrheit zu verkaufen bzw. wird ein Käufer durch einen Kauf zum Mehrheitsaktionär, wird den an diesem Vertrag beteiligten Mitaktionären Gelegenheit gegeben, sich zu den gleichen Konditionen, proportional zum jeweiligen Aktienbestand, dem Verkauf anzuschliessen.

7. Übergang infolge ehelichen Güterrechts und Erbrechts

Auf den Übergang von Aktien infolge ehelichen Güterrechts und Erbrechts finden die Bestimmungen über das Vorkaufsrecht nach Ziffer 5 dieses Vertrages keine Anwendung. Erwirbt eine Partei Aktien kraft Güter- und Erbrechts, tritt sie in diesen Vertrag ein.

8. Verpflichtung von Rechtsnachfolgern

Die Parteien verpflichten sich, ihre Rechte und Pflichten aus diesem Vertrag auf ihre Rechtsnachfolger [z.B. Aktienerwerber, Erben] zu übertragen.

9. Aufnahme weiterer Parteien

Die Aufnahme weiterer Parteien in diesen Vertrag bedarf eines einstimmigen Beschlusses der Parteien. Vorbehalten bleibt der Eintritt eines Aktionärs gemäss Ziffer 7 dieses Vertrages. 

10. Konventionalstrafe

10.1
Verletzt eine Partei diesen Vertrag, so schuldet sie den anderen Parteien eine Konventionalstrafe. Die Konventionalstrafe beträgt CHF ____ [z.B. CHF 10'000]. Dieser Betrag erhöht sich im Verhältnis zur Steigerung des inneren Wertes der Aktien der Gesellschaft. Die Basis bildet die Annahme eines inneren Wertes in der Höhe des Nominalbetrags bei der Gründung der Gesellschaft. [Hinweis: Wenn sich der innere Wert der Aktien z.B. von CHF 1'000 auf CHF 2'000 erhöht, verdoppelt sich der Betrag der Konventionalstrafe auf CHF 20'000.]

10.2 
Die Bezahlung der Konventionalstrafe befreit nicht von der Einhaltung dieses Vertrages. Die Geltendmachung eines den Betrag der Konventionalstrafe übersteigenden Schadens bleibt vorbehalten.

11. Inkrafttreten und Dauer

Variante 11.1

Dieser Vertrag tritt mit der Unterzeichnung sämtlicher Parteien in Kraft und gilt für jede Partei und ihre Rechtsnachfolger, solange sie Aktien der Gesellschaft besitzt.

Hat eine Partei sämtliche Aktien veräussert, so scheidet sie aus diesem Vertrag aus, wobei alle Rechte und Pflichten in Bezug auf die Veräusserung bestehen bleiben.

Variante 11.2

Dieser Vertrag tritt mit der Unterzeichnung sämtlicher Parteien in Kraft und gilt für eine feste Dauer von ___ [Anzahl, z.B. 10, 20] Jahren. 

Sofern der Vertrag bis zum Ablauf der festen Vertragsdauer unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von ___ [Anzahl, z.B. 6, 12] Monaten nicht gekündigt wird, verlängert er sich um eine weitere feste Dauer von ___ [Anzahl, z.B. 5, 10] Jahren.

Die Kündigung erfolgt schriftlich [Variante: mit eingeschriebenen Brief] gegenüber den anderen Parteien und löst ein Vorkaufsrecht analog Ziffer 5 dieses Vertrages aus.

12. Änderungen des Vertrages

Änderungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Verbindlichkeit der Schriftform.

13. Teilunwirksamkeit

Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages rechtlich unwirksam bzw. nichtig sein oder werden, wird hierdurch die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht berührt. Die unwirksame bzw. nichtige Bestimmung ist durch eine Bestimmung zu ersetzen, die in gesetzlich zulässiger Weise dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung sowie dem Willen der Vertragsparteien am nächsten kommt. Entsprechendes gilt, soweit dieser Vertrag lückenhaft sein sollte.

14. Anwendbares Recht und Gerichtsstand

14.1
Dieser Vertrag untersteht schweizerischem Recht.

14.2 
Die Gesellschafter vereinbaren als ausschliesslichen Gerichtsstand _____ [Ort].

___________________________

Ort und Datum

___________________________

___________________________

Unterschrift Aktionär A



Unterschrift Aktionär B

___________________________

Unterschrift Aktionär C

